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AKTIVA

 

€
31.12.2025

€
31.12.2024

€
 

A. Anlagevermögen
 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
 

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-
liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und
Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten
und Werten 1,00 898,95

 
II. Sachanlagen

 

andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung 1,00 1,00

 
III. Finanzanlagen

 

Anteile an verbundenen Unternehmen 3,00 3,00
 

Summe Anlagevermögen 5,00 902,95
 

B. Umlaufvermögen
 

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände

 

sonstige Vermögensgegenstände 66.932,14 85.686,02
 

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Gut-
haben bei Kreditinstituten und Schecks 1.015.280,27 1.201.662,71

 

Summe Umlaufvermögen 1.082.212,41 1.287.348,73
 

C. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbe-
trag 36.259.256,52 36.060.131,81

 

37.341.473,93 37.348.383,49

PASSIVA

 

€
31.12.2025

€
31.12.2024

€
 

A. Eigenkapital
 

I. Gezeichnetes Kapital 132.455.896,00 132.455.896,00
 

II. Kapitalrücklage 91.910.269,44 91.910.269,44
 

III. Gewinnrücklagen
 

1. gesetzliche Rücklage 93.975,44 93.975,44
2. andere Gewinnrücklagen 65.768.372,90 65.768.372,90

65.862.348,34 65.862.348,34
 

IV. Verlustvortrag 326.288.645,59 313.874.190,04
 

V. Jahresfehlbetrag 199.124,71 12.414.455,55
 

nicht gedeckter Fehlbetrag 36.259.256,52 36.060.131,81
 

Summe Eigenkapital 0,00 0,00
 

B. Rückstellungen
 

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche
Verpflichtungen 263.006,11 272.837,02

2. Steuerrückstellungen 162.480,50 162.480,50
3. sonstige Rückstellungen 220.000,00 229.375,00

645.486,61 664.692,52
 

C. Verbindlichkeiten
 

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun-
gen 471.375,79 477.443,75

2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen
Unternehmen 35.945.802,48 35.945.802,48

3. sonstige Verbindlichkeiten 278.809,05 260.444,74
36.695.987,32 36.683.690,97

 

37.341.473,93 37.348.383,49
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€

01.01. - 
31.12.2025

€

01.01. - 
31.12.2024

€
 

1. Rohergebnis 0,00 698.323,79
 

2. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 0,00 185.644,70
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 0,00 68.869,15
- davon für Altersversorgung € 0,00 

(€ 1.339,30)

0,00 254.513,85
 

3. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens und Sachanlagen 897,95 8.221,00

 

4. sonstige betriebliche Aufwendungen 217.710,96 12.877.679,83
 

5. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 21.005,20 31.845,90
 

6. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 3.960,56
 

7. Ergebnis nach Steuern -197.603,71 -12.414.205,55
 

8. sonstige Steuern 1.521,00 250,00
 

9. Jahresfehlbetrag 199.124,71 12.414.455,55
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Anhang zum 31. Dezember 2025

1. Allgemeine Angaben

Die Gigaset AG (oder „Gesellschaft“) ist eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht, hat ihren satzungs-
mäßigen Sitz in Bocholt und ist im Handelsregister beim Amtsgericht Coesfeld unter HRB 19015 eingetra-
gen. Die Geschäftsräume der Gesellschaft befanden sich in der Frankenstraße 2, 46395 Bocholt. Gemäß
§ 267 Abs. 3 Satz 2 HGB in Verbindung mit § 264d HGB ist die Gesellschaft eine große Kapitalgesellschaft.

Die Gigaset AG war bis zum Ende des Jahres 2023 eine international agierende Holdinggesellschaft im Be-
reich der Kommunikationstechnologie. Das Unternehmen hatte seinen Stammsitz in Bocholt. Hier befand
sich auch der hochautomatisierte Fertigungsstandort des Gigaset-Konzerns.

Mit Datum vom 19. September 2023 hat die Gigaset AG beim Amtsgericht Münster einen Antrag auf Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen gestellt. Die operativ tätige Tochtergesellschaft, die Gi-
gaset Communications GmbH, hat am selben Tage ebenfalls einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens über Ihr Vermögen und Eigenverwaltung gestellt. Somit ist am 19. September 2023 die einheitliche
Leitung und die Beherrschung der Gigaset Communications GmbH durch die Gigaset AG weggefallen. Am
1. Januar 2024 wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gigaset AG eröffnet und Herr Dr.
Markus Wischemeyer, Münster, zum Insolvenzverwalter erklärt. Im eröffneten Insolvenzverfahren werden
derzeit Verhandlungen mit potenziellen Investoren geführt, mit dem Ziel die Gesellschaft über einen Insol-
venzplan zu sanieren, um eine erneute Geschäftstätigkeit etablieren zu können. Parallel dazu wird vom
Insolvenzverwalter dafür Sorge getragen, dass der Gesellschaftsmantel weiterhin aufrechterhalten wird.

Am 26. September 2023 wurde aufgrund des Antrages auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens der Börsen-
handel auf dem XETRA-Marktplatz eingestellt.

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte nach den §§ 266 und 275 HGB
sowie den hierzu ergangenen Nebenvorschriften.

Im Interesse einer besseren Klarheit und Übersichtlichkeit werden die nach den gesetzlichen Vorschriften
bei den Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung anzubringenden Vermerke ebenso wie die
Vermerke, die wahlweise in der Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung oder im Anhang anzubringen
sind, im Anhang aufgeführt.

Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist der Anhang in Tausend Euro (TEUR) aufgestellt.

Der Abschluss der Gesellschaft wurde insolvenzbedingt unter Abkehr von der Prämisse der Unternehmens-
fortführung unter Berücksichtigung von Liquidationswerten aufgestellt.
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2. Angaben und Erläuterungen zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

2.1. Anlagevermögen

Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögenswerte wurden zu Anschaffungskosten aktiviert und linear
über eine Nutzungsdauer von 5 Jahren abgeschrieben.

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungskosten einschließlich Nebenkosten aktiviert und in der
Folge abzüglich planmäßiger Abschreibungen bewertet.

Das Finanzanlagevermögen wurde grundsätzlich mit den Anschaffungskosten zuzüglich der Anschaffungs-
nebenkosten oder bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung mit dem niedrigeren beizulegenden
Wert angesetzt. Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2023 wurde das Finanzanlagevermögen aufgrund der
Insolvenz der AG und der mittelbaren Tochtergesellschaft Gigaset Communications GmbH in voller Höhe
wertberichtigt.

2.2 Umlaufvermögen

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sowie Guthaben bei Kreditinstituten sind mit ihrem
Nennbetrag und unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken angesetzt. Wertberichtigungen auf For-
derungen und sonstige Vermögensgegenstände wurden entsprechend der Wahrscheinlichkeit des Ausfalls
gebildet.

2.3 Rückstellungen

Sonstige Rückstellungen wurden in Höhe des Erfüllungsbetrags angesetzt, der nach vernünftiger kaufmän-
nischer Beurteilung notwendig ist, um alle zum Bilanzstichtag erkennbaren ungewissen Verbindlichkeiten
abzudecken.

Die Ermittlung der Pensionsverpflichtungen erfolgte für die zugesagten leistungsorientierten Pensionszu-
sagen sowie für die beitragsorientierten Pensionsrückstellungen nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen gemäß dem Anwartschaftsbarwertverfahren mit ihrem Erfüllungsbetrag. Im Falle von Rück-
stellungen für Altersversorgungsverpflichtungen wird der Unterschiedsbetrag unter Berücksichtigung des
durchschnittlichen Marktzinssatzes der vergangenen zehn Geschäftsjahre und dem Ansatz der vergange-
nen sieben Geschäftsjahre ermittelt. Die Altersversorgungsverpflichtungen sind im Jahresabschluss für das
Geschäftsjahr 2025 auf Basis der Berechnung des Pensionssicherungsvereins nach Saldierung mit dem zu-
gehörigen Deckungsvermögen bilanziert worden.

Gemäß den Vorschriften des Handelsgesetzbuches (§ 253 Abs. 2 HGB) werden die Rückstellungen für Al-
tersversorgungsverpflichtungen pauschal mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz abgezinst, der sich bei
einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt. Der Diskontierungssatz wird von der Deutschen
Bundesbank nach Maßgabe einer Rechtsverordnung ermittelt.

Aufgrund der Insolvenz der AG werden die Pensionsverpflichtungen vom Pensionssicherungsverein a.G.
übernommen und wurden zur Aufnahme in die Insolvenztabelle beim Insolvenzverwalter angemeldet.

Steuerrückstellungen wurden in Höhe der zu erwartenden Steuernachzahlung gebildet.
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2.4 Deckungsvermögen

Die Gesellschaft hält Anteile an Fondsvermögen zur Deckung von Deferred Compensation-Verpflichtungen.
Weiterhin hält die Gesellschaft Anteile an einem Fondsvermögen zur Deckung von übrigen Pensionsan-
sprüchen („Contractual Trust Agreement“). Beide Anteilskategorien sind dem Zugriff aller übrigen Gläubi-
ger entzogen und dienen ausschließlich der Erfüllung von Schulden aus diesen Altersversorgungsverpflich-
tungen. Gemäß § 246 Abs. 2 HGB wurden diese Vermögensgegenstände mit den zugehörigen Altersversor-
gungsverpflichtungen saldiert ausgewiesen. Die Vermögensgegenstände werden nach § 253 Abs. 1 HGB in
Verbindung mit § 255 Abs. 4 HGB mit ihrem beizulegenden Zeitwert am Stichtag bewertet.

2.5 Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten wurden mit ihrem Erfüllungsbetrag bilanziert (§ 253 I 2 HGB).

2.6 Aufwendungen und Erträge

Aufwendungen und Erträge des Geschäftsjahres sind unabhängig von den Zeitpunkten der entsprechenden
Zahlungen im Jahresabschluss berücksichtigt. Alle vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind, wurden berücksichtigt.

3. Erläuterungen zu den einzelnen Posten der Bilanz

3.1 Anlagevermögen

Die Entwicklung der einzelnen Positionen des Anlagevermögens ist der gesonderten Aufstellung der Anlage
zum Anhang zu entnehmen.

3.2 Anteile an verbundenen Unternehmen

Die Anteile an verbundenen Unternehmen belaufen sich aufgrund der in den Vorjahren insolvenzbedingt vor-
genommenen außerplanmäßigen Abschreibungen auf TEUR 0.

3.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Sämtliche Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben, wie im Vorjahr, eine Restlaufzeit von
bis zu einem Jahr.

3.4 Eigenkapital

Das voll eingezahlte Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Bilanzstichtag EUR 132.455.896,00 (Vj.
EUR 132.455.896,00), ist eingeteilt in 132.455.896 (Vj. 132.455.896) Stückaktien ohne Nennwert und hat sich
somit im Vergleich zum Vorjahr nicht verändert. Die Aktien lauten auf den Inhaber. Auf jede Stückaktie entfällt
somit ein Anteil von EUR 1,00 am Grundkapital.
Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2025 wurden keine eigenen Aktien gehalten.

Die Kapitalrücklage beträgt TEUR 91.910 und hat sich somit im Vergleich zu der im Vorjahr ausgewiesenen
Kapitalrücklage nicht verändert.

Die Gewinnrücklagen haben sich im Vergleich zum 31. Dezember 2024 nicht verändert und betragen weiter-
hin TEUR 65.768.

Zum Bilanzstichtag lag ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag in Höhe von TEUR 36.259 vor.
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3.5 Rückstellungen

Die Pensionsrückstellungen umfassen die direkten vertraglichen Versorgungsansprüche der tariflichen und
übertariflichen Mitarbeiter, der Pensionäre und der Hinterbliebenen sowie deren Ansprüche auf Übergangs-
zuschüsse. Weiterhin beinhaltet die Rückstellung Verpflichtungen aus Ansprüchen von Mitarbeitern aus der
Umwandlung von Prämien- in Rentenansprüche (Deferred Compensation).

Für Pensionsverpflichtungen aus Direktzusagen und Deferred Compensation hält die Gesellschaft Fondsver-
mögen, das sich als Deckungsvermögen qualifiziert. Gemäß § 246 Abs. 2 HGB werden diese Vermögensge-
genstände mit den zugehörigen Altersversorgungsverpflichtungen saldiert ausgewiesen. Die Vermögensge-
genstände werden nach § 253 Abs. 1 HGB mit ihrem beizulegenden Zeitwert am Stichtag bewertet.

Die Bewertung der Fondsanteile zum beizulegenden Zeitwert berücksichtigt sowohl zum Stichtag realisierte
als auch unrealisierte Veränderungen des Zeitwertes und erfolgt zum Börsenkurs. Die zum Jahresabschluss
realisierten Änderungen umfassen Zinserträge. Die unrealisierten Veränderungen zeigen Änderungen des
Zeitwertes (aktueller Wert der Fondsanteile zum Jahresultimo) auf Grund von Kursänderungen der gehalte-
nen Anteile.

Die Saldierung in der Bilanz stellt sich wie folgt dar:

Deckungsvermögen
- Anschaffungskosten 533
- Beizulegender Zeitwert 632
- Unterschiedsbetrag 99

Pensionen (Erfüllungsbetrag) 895
Pensionsrückstellungen nach Saldierung 263

Die Bewertung zum 31. Dezember 2025 erfolgte (wie auch zum 31. Dezember 2024) auf Basis der vom Pen-
sions-Sicherungs-Verein beim Insolvenzverwalter angemeldeten Forderung, welche auf der Datenbasis zum
31. Dezember 2022 geschätzt wurde.

Der Unterschiedsbetrag aus den Anschaffungskosten des Deckungsvermögens und dem beizulegenden Zeit-
wert in Höhe von TEUR 99 (Vj. TEUR 89) unterliegt gemäß § 268 Abs. 8 HGB einer Ausschüttungssperre. Bei
der Ermittlung des ausschüttungsgesperrten Betrags werden nur positive Differenzen aus den Anschaffungs-
kosten und dem beizulegenden Zeitwert berücksichtigt.

Die sonstigen Rückstellungen (220 TEUR, Vorjahr 229 TEUR) betreffen Rückstellungen für die Erstellung des
Jahresabschlusses 2025 (25 TEUR), für die Hauptversammlung (45 TEUR) sowie für das Insolvenzverfahren
(150 TEUR).

3.6 Verbindlichkeiten

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten sind zum 31. Dezember 2025 aufgrund der am 19. September 2023
erfolgten Insolvenzantragstellung vollständig als kurzfristig anzusehen.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen betreffen im Wesentlichen Inlandsverbindlichkeiten.

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen bestehen zum 31. Dezember 2025 aus Liefe-
rungen und Leistungen in Höhe von TEUR 22.995 (Vj. TEUR 22.995), aus Darlehen in Höhe von TEUR 649
(Vj. TEUR 649) sowie aus vom Sachwalter im Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gigaset Communi-
cations GmbH im Geschäftsjahr 2025 geltend gemachten Haftungsinanspruchnahmen (TEUR 12.302, Vorjahr:
TEUR 12.302).
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Die sonstigen Verbindlichkeiten bestehen im Wesentlichen aus dem vorfinanzierten Insolvenzausfallgeld
(TEUR 34; Vorjahr: TEUR 34), gegenüber Sozialversicherungsträgern (50 TEUR; Vorjahr: 50 TEUR) sowie ge-
genüber Mitarbeitern (TEUR 138; Vorjahr: TEUR 138).

Die sonstigen Verbindlichkeiten beinhalten Steuerverbindlichkeiten für Lohn- und Kirchensteuer in Höhe von
TEUR 37 (Vj. TEUR 37).

3.7 Gewinn und Verlustrechnung

Im Geschäftsjahr 2025 wurden keine Umsatzerlöse generiert.

Sämtliche Aufwendungen resultieren im Jahr 2025 ausschließlich aus der Führung des Insolvenzverfahrens
und mit den in diesem Zusammenhang stehenden administrativen Tätigkeiten der Insolvenzverwaltung der
Gigaset AG.

4. Sonstige Angaben

4.1 Haftungsverhältnisse

Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2025 bestehen insolvenzbedingt keine Haftungsverhältnisse mehr. Sämtli-
che Forderungen sind von den Gläubigern zur Insolvenztabelle anzumelden.

4.2 Organe der Gigaset AG

Alleiniger Vorstand der Schuldnerin war im Geschäftsjahr 2025 Herr Ran Tao, London/Vereinigtes Königreich.

Mit Wirkung zum 20. Januar 2026 ist Herr Ran Tao aus dem Vorstand ausgeschieden. Herr Jan Witt, Kier-
ling/Klosterneuburg/Österreich, wurde mit Wirkung zum 21. Januar 2026 in den Vorstand der Gesellschaft
bestellt.

Im Aufsichtsrat endete die Amtszeit von Frau Pan mit Ablauf des 20. Januar 2026. Damit besteht der Auf-
sichtsrat seit dem 21. Januar 2026 nur noch aus einem Mitglied, Herrn Tom Hiss.

4.3 Bezüge der Organe

Seitens der Gigaset AG wurden aus der Insolvenzmasse seit der Insolvenzeröffnung am 1. Januar 2024 keine
Vergütungen an Vorstände oder die Mitglieder des Aufsichtsrates gezahlt. Seitens der Mitglieder des Auf-
sichtsrates wurden Ansprüche auf Vergütung geltend gemacht, die jedoch im Rahmen des Insolvenzverfah-
rens vom Insolvenzverwalter als nicht durchsetzbar angesehen werden.

4.4 Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2025 bestehen insolvenzbedingt keine sonstigen finanziellen Verpflichtun-
gen mehr. Sämtliche Forderungen sind von den Gläubigern zur Insolvenztabelle anzumelden.

4.5 Arbeitnehmer

Die Gigaset AG beschäftigte im Geschäftsjahr 2025 keine Arbeitnehmer.
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4.6 Aktionärsstruktur

Im Jahr 2025 sind der Gesellschaft keine Meldungen gemäß § 33 WpHG bzw. § 38 WpHG mitgeteilt worden.

4.7 Befreiung von der Prüfungspflicht

Mit Beschluss des Amtsgerichts Coesfeld vom 27. Mai 2026 wurde die Gigaset AG von der gesetzlich vorge-
schriebenen Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts durch einen Abschlussprüfer befreit. Die
Befreiung erfolgt auf Antrag des Insolvenzverwalters in Anwendung des § 270 Abs. 3 AktG, da die Verhältnisse
der Gesellschaft überschaubar sind und eine Prüfung im Interesse der Gläubiger und Aktionäre nicht geboten
erscheint. Aufgrund des laufenden Insolvenzverfahrens ist nach der gerichtlichen Auffassung der Zweck der
Prüfungspflicht weggefallen, welcher in der „Insolvenzwarnwirkung“ bzw. „Insolvenzverhinderung“ liegt, so
dass die mit der Bilanzprüfung einhergehende Kontroll- und Warnfunktion sich erübrigt, da sich das Risiko
einer Insolvenz bereits realisiert hat. Schließlich erschien die Befreiung auch Kostengründen geboten.

Ferner führte das Gericht aus, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 geprüft und mit einem un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen wurde, so dass der Zeitraum bis zur Insolvenzeröffnung voll-
ständig durch geprüfte Zeiträume abgedeckt ist. Für das Geschäftsjahr 2024 war die Gigaset AG bereits im
Vorjahr vom Amtsgericht Coesfeld von der Prüfungspflicht befreit worden. Während des Insolvenzverfahrens
ist der Insolvenzverwalter gem. § 155 Abs. 1 InsO verpflichtet, die handelsrechtlichen Rechnungslegungs-
pflichten der Gesellschaft zu erfüllen. Dabei unterliegt der Insolvenzverwalter bereits gemäß § 58 Abs. 1 S. 1
InsO der Aufsicht des Insolvenzgerichts und ist diesem gegenüber zur Rechenschaft verpflichtet.

Münster, 23. September 2026

Dr. Markus Wischemeyer
Rechtsanwalt als Insolvenzverwalter
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01.01.2025 Zugang Abgang 31.12.2025 01.01.2025 Zugang
außerordentliche
Abschreibung Abgang 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I.   Immaterielle Vermögensgegenstände

     Lizenzen 41.109 0 0 41.109 40.210 898 0 0 41.108 1 899

II.  Sachanlagen

     Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-
     ausstattung 7.805 0 0 7.805 7.804 0 0 0 7.804 1 1

III. Finanzanlagen

     Anteile an verbundenen Unternehmen 232.452.402 0 0 232.452.402 232.452.399 0 0 0 232.452.399 3 3

232.501.316 0 0 232.501.316 232.500.413 898 0 0 232.501.311 5 903

9

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2025

Anschaffungs-/Herstellungskosten Abschreibungen Buchwert
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Insolvenzverfahren über das Vermögen der
Gigaset AG i.L., Bocholt

Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 01.01.2025 bis 31.12.2025

1. Grundlagen der Gigaset AG

1.1 Allgemeines
Die Gigaset AG i.L. (nachfolgend Gigaset AG) war bis zur Einleitung des
Insolvenzeröffnungsverfahrens über ihr Vermögen am 20. September 2023 ein international
agierender Konzern im Bereich der Kommunikationstechnologie. Der Hauptsitz des
Unternehmens ist Bocholt, Deutschland.

Am 19. September 2023 hat die Gigaset AG beim Amtsgericht Münster einen Antrag auf
Eröffnung des Regelinsolvenzverfahrens über ihr Vermögen gestellt. Am 1. Januar 2024 wurde
das Regelinsolvenzverfahren über das Vermögen der Gigaset AG eröffnet und Herr Dr. Markus
Wischemeyer zum Insolvenzverwalter bestellt. Die operativ tätige Tochtergesellschaft, die
Gigaset Communications GmbH (nunmehr GST Communications GmbH; nachfolgend weiterhin
aus Vereinfachungsgründen Gigaset Communications GmbH), hat am selben Tag wie die Gigaset
AG einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen in Eigenverwaltung
gestellt. Somit ist am 19. September 2023 die einheitliche Leitung und die Beherrschung der
Gigaset Communications GmbH durch die Gigaset AG weggefallen. Die Aufstellung eines
Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2023, zum 31. Dezember 2024 und zum 31. Dezember
2025 war somit nicht verpflichtend, da die verbleibenden Tochterunternehmen von
untergeordneter Bedeutung sind. Der Lagebericht bezieht sich auf den Jahresabschluss der
Gigaset AG.

Der Unternehmenszweck der Gigaset AG bestand in der Beratung verbundener Unternehmen
sowie im Erwerb und Halten von Beteiligungen. Die Gigaset AG war bis zur Eröffnung des
vorläufigen Insolvenzverfahrens auf operativer Ebene über ihre Tochtergesellschaft Gigaset
Communications GmbH in den Bereichen Phones, Smartphones, Smart Home und Professional
tätig. Regional operierte das Unternehmen in Deutschland, Europa (ohne Deutschland) und dem
Rest der Welt. Die umsatzstärksten Märkte bildeten neben Deutschland die Länder Frankreich,
Italien, Schweiz, Niederlande und Spanien (EU6).

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses finden Erörterungen mit potenziellen
Investoren mit dem Ziel der Sanierung der Gigaset AG über einen Insolvenzplan statt.

1.2. Mitarbeiter
Im Geschäftsjahr 2025 wurden keine Mitarbeiter beschäftigt (Vorjahr: ein Mitarbeiter).

2. Ereignisse im Geschäftsjahr
Mit Datum vom 11. März 2025 hat das Amtsgericht Münster den vom Insolvenzverwalter aufgestellten
und vorgelegten Insolvenzplan aufgrund der Nichterfüllung von Planbedingungen versagt.

Im Geschäftsjahr erfolgten daher im Wesentlichen Abwicklungstätigkeiten.
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3. Wirtschaftsbericht

3.1 Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen

Im Jahr 2025 wuchs die Weltwirtschaft nach Schätzungen IWF um etwa 3,2 % (Vorjahr: 3,3 %).
Dies entspricht einem stabilen, aber niedrigen Niveau.

Die Wirtschaft der EU wuchs insgesamt um 1,6 %. Von der schlechten Entwicklung betroffen
waren energieintensive Industrien, die unter hohen Energiekosten aufgrund geopolitscher
Spannungen litten. Zudem belasteten die US-Zölle die exportorientierte europäische Industrie
massiv.

Deutschland verzeichnete im Jahr 2025 einen leichten Anstieg um 0,3 % (Vorjahr: -0,2 %),
hauptsächlich aufgrund der Energiekrise, die auch durch den Ausfall russischer Gaslieferungen
verursacht wurde. Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) stieg um 0,2 %.

Die Inflation blieb wie im Vorjahr bei 2,2 %. Die Inflation in der Eurozone sank von 2,4 % im Jahr
2024 auf 1,9 % im Jahr 2025.

Da sich die Gigaset AG in der Insolvenz befindet und keinen Geschäftsbetrieb mehr unterhält,
wird auf Ausführungen zu den branchenbezogenen Rahmenbedingungen verzichtet.

3.2 Geschäftsverlauf der Gigaset AG

3.2.1 Überblick
Die Gigaset AG war insbesondere (mittelbare) Alleingesellschafterin der Gigaset
Communications GmbH und erbrachte mit ihrem Vorstand und ihren Mitarbeitern
organisatorische und sonstige administrative Dienstleistungen für die Gigaset Communications
GmbH. Diese Tätigkeiten wurden bis Januar 2024 durch Umlagezahlungen seitens der Gigaset
Communications GmbH vergütet.

Im September 2023 wurde für die mittelbare Tochtergesellschaft Gigaset Communications
GmbH ein Insolvenzantrag gestellt, der unmittelbar auch die Insolvenz der Muttergesellschaft
Gigaset AG zur Folge hatte. Hintergrund war insbesondere ein im Vergleich zum Vorjahr
unerwarteter und erheblicher Umsatzrückgang im 2. Halbjahr 2023 und somit eine deutlich
unter den Planungen liegende Geschäftsentwicklung bei einer anhaltend und sich weiter
zuspitzenden schwachen Nachfrage nach Gigaset Produkten sowie einer allgemeinen Kauf- und
Konsumzurückhaltung in Deutschland und Europa mit entsprechenden Auswirkungen auf die
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Konzern.
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3.2.2 Ertragslage
Da im Geschäftsjahr 2025 keine Geschäftstätigkeit mehr ausgeübt wurde, fielen die
Umsatzerlöse von TEUR 65 auf TEUR 0. Die sonstigen betrieblichen Erträge reduzierten sich von
TEUR 633 auf ebenfalls TEUR 0.

Gegenüber dem Vorjahr reduzierten sich die Personalkosten von TEUR 255 auf TEUR 0, da kein
Personal mehr beschäftigt wurde.

Sämtliche Aufwendungen resultieren im Geschäftsjahr 2025 ausschließlich aus der Führung des
Insolvenzverfahrens und mit den in diesem Zusammenhang stehenden administrativen
Tätigkeiten des Insolvenzverwalters der Gigaset AG.

Das Geschäftsjahr schließt mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von TEUR 202 (Vorjahr:
Fehlbetrag i.H.v. TEUR 12.414).

3.2.3 Finanzlage
Das Jahr 2025 wurde mit einem Bestand an flüssigen Mitteln in Höhe von TEUR 1.015 (Vorjahr
TEUR 1.202) abgeschlossen.

3.2.4 Vermögenslage
Die Bilanzsumme der Gigaset AG beläuft sich am 31. Dezember 2025 auf TEUR 37.341 (Vorjahr:
TEUR 37.348), wobei TEUR 36.262 (Vorjahr: TEUR 36.060) auf den nicht durch Eigenkapital
gedeckten Fehlbetrag entfallen.

Der wesentliche Vermögenswert der Gigaset AG war zum 31. Dezember 2025 das Bankguthaben
in Höhe von insgesamt TEUR 1.015.

4. Chancen- und Risikobericht zum 31. Dezember 2025

Risiken sind grundsätzlich Bestandteil jeder unternehmerischen Geschäftstätigkeit. Diese
beinhalten die Gefahr, dass durch externe oder interne Ereignisse sowie durch Handlungen und
Entscheidungen Unternehmensziele nicht erreicht werden oder im Extremfall der Fortbestand
eines Unternehmens gefährdet ist. Das Risikomanagementsystem der Gigaset hat zum Ziel,
Chancen und Risiken frühestmöglich zu identifizieren und zu bewerten sowie durch geeignete
Maßnahmen Chancen wahrzunehmen und Risiken zu begrenzen.

Bis zur Insolvenzantragstellung wurde das Risikomanagementsystem der Gigaset AG
angewendet. Nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens am 1. Januar 2024 und dem Verkauf
aller für die Fortführung des operativen Geschäftsbetriebs notwendigen Vermögensgegenstände
sowie der Übertragung von 436 Arbeitsverhältnissen der mittelbaren Tochtergesellschaft
Gigaset Communications GmbH an eine Investorin liegen bei der insolventen Gigaset AG keine
operativen Risiken mehr vor. Gleichwohl bestehen weiterhin finanzielle und sonstige Risiken.
Das Hauptrisiko besteht darin, dass die Gigaset AG abgewickelt werden muss, falls die
beabsichtigte und vom Insolvenzverwalter vorangetriebene Lösung, die Sanierung der Gigaset
AG mittels Insolvenzplan und der Aufnahme eines Investors durchzuführen, nicht erfolgreich sein
sollte.

Die Chancen ergeben sich aus dem laufenden Insolvenzverfahren und den Ergebnissen, die im
Verfahren erzielt werden können.
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5. Risikomanagementziele und Maßnahmen

Da sich die Gesellschaft in der Insolvenz befindet und keinen Geschäftsbetrieb mehr unterhält,
wird auf die Ausführungen zu Risikomanagementzielen und Maßnahmen verzichtet.

6. Übernahmerelevante Angaben

Ergänzende Angaben nach §§ 289a HGB

Das gezeichnete Kapital der Gigaset AG beträgt zum 31. Dezember 2025 EUR 132.455.896 und
ist eingeteilt in 132.455.896 nennwertlose, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem
rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 pro Aktie. Jede Aktie gewährt gleiche Rechte
und eine Stimme.

Die Aktien können im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen grundsätzlich frei übertragen
werden. Aus den Vorschriften des AktG und anderer Gesetze können sich Beschränkungen des
Stimmrechts der Aktien ergeben. So unterliegen Aktionäre unter bestimmten Voraussetzungen
einem Stimmverbot (§ 136 AktG). Zudem stehen der Gesellschaft aus eigenen Aktien keine
Rechte und damit keine Stimmrechte zu (§ 71b AktG). Vertragliche Beschränkungen im Hinblick
auf das Stimmrecht oder die Übertragung der Aktien der Gesellschaft sind dem Vorstand und
Insolvenzverwalter nicht bekannt. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass Vorstand, Mitarbeiter
und weitere Personen, die Zugang zu Insiderinformationen haben, durch die Richtlinie
Insiderrecht der Gesellschaft und die entsprechenden rechtlichen Vorgaben insofern beschränkt
sind.

Die Goldin Fund Pte. Ltd., Singapur, hat der Gesellschaft am 17. Juni 2022 mitgeteilt, sie halte
nunmehr 95.796.613 Aktien der Gesellschaft, die ebenso viele Stimmrechte gewähren. Dies
entspreche einem Anteil von 72,32 % der 132.455.896 Stimmrechte. Nach dem Kenntnisstand
des Vorstands hielt die Aktionärin somit zum 31.12.2022 einen Anteil von 72,32 % der
Stimmrechte Im Rahmen der Hauptversammlung am 15. Juni 2023 erhielt der Vorstand der
Gigaset AG ein durch Rechtsanwälte der Goldin Fund Pte. Ltd. und Giant Achiever Holdings
Limited unterzeichnetes Schreiben, indem von einem Rechtsstreit zwischen den beiden Parteien
über die Inhaberschaft an den von den Goldin Fund Pte. Ltd. gehaltenen Aktien berichtet wird.
Im Rahmen einer einstweiligen Regelung bestehe eine gerichtliche Anordnung, wonach Rechte
aus den von Goldin Fund Pte. Ltd. gehaltenen Aktien an der Gigaset AG nur im Einvernehmen
zwischen den Parteien ausgeübt werden können.

Im Übrigen liegen der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Berichterstattung keine neuen Meldungen
über die Beteiligung am Kapital, die zehn vom Hundert der Stimmrechte überschreitet, vor.

Es existieren zum Zeitpunkt der Berichterstattung keine Aktien mit Sonderrechten, die
Kontrollbefugnisse verleihen.

Regelungen im Zusammenhang mit einer koordinierten Stimmrechtsausübung von
Arbeitnehmern, die am Kapital beteiligt sind, bestehen nicht.

Die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes richtet sich nach §§ 84 f. AktG. Die
Zuständigkeit und die Anforderungen der Änderung der Satzung richten sich nach §§ 179-181
AktG. Weitergehende individuelle Regelungen innerhalb der Satzung der Gesellschaft werden
derzeit nicht als notwendig erachtet. Die weiteren gesetzlichen Vorschriften sind dem
Aktiengesetz (AktG) zu entnehmen, die satzungsmäßigen Vorschriften sind in Abschnitt II
(Vorstand) und Abschnitt III (Aufsichtsrat) und in § 16 der Satzung geregelt.
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Genehmigtes Kapital 2020 (Ziffer 4 Absatz 3 der Satzung)
Die Hauptversammlung vom 12. August 2016 hat den Vorstand ermächtigt, bis zum 11. August
2021 mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein genehmigtes Kapital in Höhe von bis zu EUR
44.200.000,00 auszugeben und hat eine entsprechende Änderung der Satzung in § 4.5 der
Satzung beschlossen (Genehmigtes Kapital 2016). Von dieser Ermächtigung war bisher kein
Gebrauch gemacht worden. Die Ermächtigung war zum 11. August 2021 ausgelaufen.

Die Hauptversammlung vom 14. August 2019 hat den Vorstand weiter ermächtigt, bis zum
13. August 2024 mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR
22.000.000,00 auszugeben und hat eine entsprechende Ergänzung in § 4.3 der Satzung
beschlossen (Genehmigtes Kapital 2019). Auch von dieser Ermächtigung war bisher kein
Gebrauch gemacht worden. Beide der Gesellschaft zur Verfügung stehenden genehmigten
Kapitalia schöpften die gesetzlichen Möglichkeiten für genehmigtes Kapital nicht aus. Um der
Gesellschaft größtmögliche Flexibilität hinsichtlich der Finanzierung auch im Hinblick auf
Sachkapitalerhöhungen zu geben, sollte unter Aufhebung der Genehmigten Kapitalia 2016 und
2019 ein neues Genehmigtes Kapital 2020 mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses
geschaffen werden und die Satzung entsprechend geändert werden. Vor diesem Hintergrund
hat die ordentliche Hauptversammlung am 4. Juni 2020 beschlossen, ein neues Genehmigtes
Kapital 2020 mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses zu schaffen und die Satzung
entsprechend zu ändern:

1. Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 3. Juni 2025 mit
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen um insgesamt bis zu EUR
66.200.000,00 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). Den Aktionären steht
grundsätzlich ein Bezugsrecht zu.

Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der
Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten, übernommen werden
(Mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats über den Inhalt der
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe zu entscheiden sowie Einzelheiten
der Durchführung der Kapitalerhöhung festzulegen.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht
der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

a) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Börsenpreis zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des
Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet und der Anteil am Grundkapital
der auf Grund Buchstabe a) dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts
gegen Bareinlagen ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht
überschreitet, und zwar weder bezogen auf den 4. Juni 2020 noch auf den Zeitpunkt
des Wirksamwerdens noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

b) wenn die Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, um Unternehmen,
Beteiligungen an Unternehmen (auch im Rahmen von
Unternehmenszusammenschlüssen), Unternehmensteile oder sonstige
Vermögensgegenstände, einschließlich von Rechten und Forderungen zu erwerben;
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c) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von
Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der
Gesellschaft oder nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden oder
wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen
nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechtes oder nach Erfüllung der
Wandlungspflicht zustehen würde;

d) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen.

Auf die Grenze von 10 % des Grundkapitals gem. Buchstabe a) dieser Ermächtigung
ist jeweils der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien
entfällt, die ab dem 4. Juni 2020 bis zum Ende der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner ist auf diese
Grenze der anteilige Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die zur
Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten
ausgegeben wurden oder noch ausgegeben werden können, sofern die
zugrundeliegenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG ausgegeben wurden. Schließlich ist auf die genannte Grenze der anteilige
Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die ab dem 4. Juni 2020 auf Grund
einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5,
186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts ausgegeben werden.

Der Aufsichtsrat wird weiter ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem
jeweiligen Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 anzupassen.

2. Die bestehende Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gem. § 4.3
der Satzung (Genehmigtes Kapital 2019) sowie die bestehende Ermächtigung des
Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gem. § 4.5 der Satzung (Genehmigtes Kapital
2016) werden mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der nachfolgenden unter Ziffer
3 und Ziffer 4 vorgeschlagenen Satzungsänderungen in das Handelsregister aufgehoben.

3. Vor diesem Hintergrund hat die Hauptversammlung am 4. Juni 2020 beschlossen, dass
§ 4 Absatz 5 der Satzung ersatzlos gestrichen wird.

4. Die Hauptversammlung hat zudem beschlossen, dass § 4 Absatz 3 der Satzung
aufgehoben und wie folgt neu gefasst wird:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 3. Juni 2025 mit
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen um insgesamt bis zu EUR
66.200.000,00 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). Den Aktionären steht
grundsätzlich ein Bezugsrecht zu.

Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der
Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten, übernommen werden
(mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats über den Inhalt der
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe zu entscheiden sowie Einzelheiten
der Durchführung der Kapitalerhöhung festzulegen.



16

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht
der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

a) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien
den Börsenpreis zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht
wesentlich unterschreitet und der Anteil am Grundkapital der auf Grund Buchstabe a)
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bareinlagen
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar
weder bezogen auf den 4. Juni 2020 noch auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch
auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

b) wenn die Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, um Unternehmen,
Beteiligungen an Unternehmen (auch im Rahmen von
Unternehmenszusammenschlüssen), Unternehmensteile oder sonstige
Vermögensgegenstände, einschließlich von Rechten und Forderungen zu erwerben;

c) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von
Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der
Gesellschaft oder nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden oder
wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen
nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechtes oder nach Erfüllung der
Wandlungspflicht zustehen würde;

d) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen.

Auf die Grenze von 10 % des Grundkapitals gem. Buchstabe a) dieser Ermächtigung ist
jeweils der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die
ab dem 4. Juni 2020 bis zum Ende der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner ist auf diese Grenze der anteilige
Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs-
oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten ausgegeben wurden oder noch
ausgegeben werden können, sofern die zugrundeliegenden Schuldverschreibungen
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Schließlich ist auf die
genannte Grenze der anteilige Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die ab
dem 4. Juni 2020 auf Grund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gem. §§
71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts
ausgegeben werden.“

Die Änderung der Satzung ist mit Eintragung in das Handelsregister am 20. Juli 2020 wirksam
geworden. Von der Ermächtigung wurde bislang nicht Gebrauch gemacht.

Bedingtes Kapital 2020 (Ziffer 4 Absatz 4 der Satzung)

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen können wesentliche Instrumente sein, um für
eine angemessene Kapitalausstattung als entscheidender Grundlage der
Unternehmensentwicklung zu sorgen. Dem Unternehmen fließt meist zinsgünstig Fremdkapital
zu, das ihm später unter Umständen als Eigenkapital erhalten bleibt. Zur Ausgabe derartiger
Schuldverschreibungen ist eine entsprechende Ermächtigung sowie die Schaffung eines
Bedingten Kapitals erforderlich.

Die Hauptversammlung vom 12. August 2016 hat den Vorstand zur Ausgabe von Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen ermächtigt und ein dazugehöriges Bedingtes Kapital in
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Höhe von bis zu EUR 29.700.000,00 in § 4.9 der Satzung (Bedingtes Kapital 2016) geschaffen.
Diese Ermächtigung wäre am 11. August 2021 ausgelaufen. Von dieser Ermächtigung war bisher
kein Gebrauch gemacht worden.

Die Hauptversammlung vom 14. August 2019 hat den Vorstand weiter zur Ausgabe von Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen ermächtigt und ein dazugehöriges Bedingtes Kapital in
Höhe von bis zu EUR 35.000.000,00 bis zum 13. August 2024 in § 4.4 der Satzung (Bedingtes
Kapital 2019) geschaffen. Auch von dieser Ermächtigung war bisher kein Gebrauch gemacht
worden.

Beide der Gesellschaft zur Verfügung stehenden Ermächtigungen zur Ausgabe von Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen mit den dazugehörigen Bedingten Kapitalia schöpften
die gesetzlichen Möglichkeiten nicht aus. Um der Gesellschaft zukünftig die größtmögliche
Flexibilität hinsichtlich der Finanzierung im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten zur Nutzung
dieses wichtigen Finanzierungsinstruments, auch im Hinblick auf Sacheinlagen zu geben, hat die
Hauptversammlung am 4. Juni 2020 beschlossen, unter Aufhebung der bisherigen
Ermächtigungen eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen sowie ein dazugehöriges neues Bedingtes Kapital 2020 zu
schaffen. Dabei wurde der Vorstand auch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre auf die Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen
auszuschließen. Die Hauptversammlung am 4. Juni 2020 hat daher beschlossen die Satzung
entsprechend zu ändern:

1. Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen

a) Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Aktienzahl

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 3. Juni
2025 einmalig oder mehrmals

- durch die Gesellschaft oder durch im unmittelbaren oder mittelbaren
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Gesellschaften („nachgeordnete
Konzernunternehmen“) auf den Inhaber oder den Namen lautende Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen mit oder ohne Laufzeitbegrenzung
im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 300.000.000,00
(„Schuldverschreibungen“) zu begeben,

- für solche von nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft
begebene Schuldverschreibungen die Garantie zu übernehmen und

- den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Options-
und/oder Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 64.700.000 auf den
Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag
am Grundkapital von bis zu EUR 64.700.000,00 nach näherer Maßgabe der
jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren.

Die einzelnen Emissionen können in jeweils gleichberechtigte
Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden und sind gegen Barleistung
auszugeben.

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den
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Inhaber bzw. Gläubiger nach Maßgabe der Schuldverschreibungs- bzw.
Optionsbedingungen zum Bezug von Gigaset-Aktien berechtigen.

Die betreffenden Optionsscheine können von den jeweiligen
Teilschuldverschreibungen abtrennbar sein. Die Schuldverschreibungs- bzw.
Optionsbedingungen können vorsehen, dass die Zahlung des Optionspreises
auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und ggf. eine bare
Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je
Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag
bzw. dem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der
Optionsschuldverschreibung entsprechen.

Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber
bzw. Gläubiger das Recht bzw. haben die Pflicht, ihre
Wandelschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der
Wandelschuldverschreibungsbedingungen in Gigaset-Aktien zu wandeln. Das
Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags oder des
niedrigeren Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den
festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der
Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis wird auf die vierte Nachkommastelle
gerundet. Die Anleihebedingungen können eine in bar zu leistende Zuzahlung
festsetzen und vorsehen, dass nicht wandlungsfähige Spitzen zusammengelegt
und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Anleihebedingungen können ferner
auch eine Wandlungspflicht vorsehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der
je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem
Nennbetrag bzw. dem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der
Teilschuldverschreibung entsprechen.

b) Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die
Schuldverschreibungen zu; die Schuldverschreibungen können auch von einem
oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand
ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen,

- bei Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Barleistung, sofern der
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht
wesentlich unterschreitet; dies gilt jedoch nur insoweit, als der Anteil am
Grundkapital der zur Bedienung der bei Ausgabe der Schuldverschreibungen
begründeten Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. Wandlungs-
pflichten auszugebenden Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht
überschreitet, und zwar weder bezogen auf den 4. Juni 2020 noch auf den
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser
Ermächtigung;

- um Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben,
vom Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen
auszunehmen;

- um den Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder Wandlungsrechten
bzw. Wandlungspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte
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in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte
bzw. nach Erfüllung dieser Pflichten zustünden; oder

- soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben werden,
sofern der Wert der Sachleistungen in einem angemessenen Verhältnis zu
dem nach diesem lit.b. (erster Spiegelstrich) zu ermittelndem Marktwert der
Schuldverschreibungen steht.

Auf die oben genannte Grenze von 10 % des Grundkapitals ist jeweils der
anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die ab
dem 4. Juni 2020 bis zum Ende der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner ist auf
diese Grenze der anteilige Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die
zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten
ausgegeben wurden oder noch ausgegeben werden können, sofern die
zugrundeliegenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Schließlich ist auf die genannte Grenze der
anteilige Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die ab dem 4. Juni
2020 auf Grund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gem. §§ 71
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts
ausgegeben werden.

c) Options- oder Wandlungspreis, Verwässerungsschutz

aa) Der Options- bzw. Wandlungspreis darf 80 % des Kurses der Gigaset-Aktie im
Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) nicht
unterschreiten. Hierfür ist der durchschnittliche Schlusskurs an den zehn
Börsenhandelstagen vor der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die
Abgabe eines Angebots zur Zeichnung von Schuldverschreibungen bzw. über die
Erklärung der Annahme durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen
Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten maßgeblich. Bei einem
Bezugsrechtshandel sind die Tage des Bezugsrechtshandels mit Ausnahme der
letzten beiden Börsentage des Bezugsrechtshandels maßgeblich, falls der
Vorstand nicht schon vor Beginn des Bezugsrechtshandels den Options- bzw.
Wandlungspreis endgültig festlegt.

bb) Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann auf Grund einer
Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Bedingungen der
Options- bzw. Wandlungspreis ermäßigt werden oder Barkomponenten
verändert werden oder Bezugsrechte eingeräumt werden, wenn die
Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- oder Wandlungsfrist unter Einräumung
eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere
Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern von
Optionsrechten und/oder den Gläubigern von Wandelschuldverschreibungen
hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer
Options- oder Wandlungsrechte bzw. Wandlungspflichten zustehen würde. Das
gleiche gilt auch für andere Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Wertes
der Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. Wandlungspflichten führen
können. In jedem Fall darf aber der anteilige Betrag des Grundkapitals der je
Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien höchstens dem Nennbetrag der
Teilschuldverschreibung bzw. einem niedrigeren Ausgabepreis entsprechen.
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Die §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG bleiben unberührt.

d) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter
Beachtung der vorstehenden Vorgaben die weiteren Einzelheiten der Ausgabe
und Ausstattung der Schuldverschreibungen und deren Bedingungen selbst bzw.
im Einvernehmen mit den Organen des die Schuldverschreibungen begebenden
nachgeordneten Konzernunternehmens, insbesondere Options- bzw.
Wandlungspreis, Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Begründung
einer Options- oder Wandlungspflicht, Festlegung einer baren Zuzahlung,
Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von
Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe neuer Aktien,
Verwässerungsschutz und Options- bzw. Wandlungszeitraum festzulegen.

2. Bedingte Kapitalerhöhung

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 64.700.000,00 durch Ausgabe von bis zu
64.700.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt
erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die
Inhaber oder Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 4. Juni 2020 von
der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen bis zum 3.
Juni 2025 gegen Bar- und/oder Sachleistungen begeben werden. Die Ausgabe
der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung
jeweils festgelegten Options- bzw. Wandlungspreis. Die bedingte
Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- und/oder
Wandlungsrechten aus den Schuldverschreibungen Gebrauch gemacht wird
bzw. Wandlungspflichten aus den Schuldverschreibungen erfüllt werden und
soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung
eingesetzt werden. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten
Kapitalerhöhung festzusetzen (Bedingtes Kapital 2020).

3. Die von der ordentlichen Hauptversammlung vom 12. August 2016 beschlossene
Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen und das dazugehörige Bedingte Kapital 2016
gemäß § 4.9 der Satzung sowie die von der ordentlichen Hauptversammlung am
14. August 2019 beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und das dazugehörige
Bedingte Kapital 2019 gem. § 4.4 der Satzung werden mit Wirkung zum
Zeitpunkt der Eintragung der nachfolgend unter Ziffer 4 und Ziffer 5
vorgeschlagenen Satzungsänderungen in das Handelsregister aufgehoben.

4. Vor diesem Hintergrund hat die Hauptversammlung beschlossen, dass § 4
Absatz 9 der Satzung ersatzlos gestrichen wird.

5. Die Hauptversammlung hat zudem beschlossen, dass § 4 Absatz 4 der Satzung
aufgehoben und wie folgt neu gefasst wird:
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„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 64.700.000,00 durch Ausgabe von bis zu
64.700.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt
erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die
Inhaber oder Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 4. Juni 2020 von
der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen bis zum 3.
Juni 2025 gegen Bar- und/oder Sachleistungen begeben werden. Die Ausgabe
der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung
jeweils festgelegten Options- bzw. Wandlungspreis. Die bedingte
Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- und/oder
Wandlungsrechten aus den Schuldverschreibungen Gebrauch gemacht wird
bzw. Wandlungspflichten aus den Schuldverschreibungen erfüllt werden und
soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung
eingesetzt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten
Kapitalerhöhung festzusetzen (Bedingtes Kapital 2020)."

Die Änderung der Satzung ist mit Eintragung in das Handelsregister am 20. Juli 2020 wirksam
geworden. Von der Ermächtigung wurde bislang nicht Gebrauch gemacht.

Wesentliche Vereinbarungen des Mutterunternehmens, die unter der Bedingung eines
Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen, bestehen per 31. Dezember 2025
nicht.

Zwischen der Gesellschaft und den Mitgliedern des Vorstandes sowie Arbeitnehmern bestehen
keine Entschädigungsvereinbarungen für den Fall eines Übernahmeangebotes.

7. Erklärung zur Unternehmensführung der Gigaset AG

7.1 Corporate Governance - Entsprechenserklärung

Die verantwortungsvolle Unternehmensführung (Corporate Governance) hat bei der Gigaset AG
einen hohen Stellenwert. Vorstand und Aufsichtsrat begreifen Corporate Governance als einen
Prozess, der laufend fortentwickelt und verbessert wird. Die Gigaset AG entspricht den
Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex mit nur wenigen Ausnahmen.

Vorstand und Aufsichtsrat der Gigaset AG haben am 21. April 2026 die nach § 161 AktG
vorgeschriebene Entsprechenserklärung zum Deutschen Corporate Governance Kodex
abgegeben und den Aktionären anschließend auf der Homepage (https://www.gst-ag.de/uber-
uns/corporate-governance/) dauerhaft öffentlich zugänglich gemacht.

7.2 Relevante Angaben zu Unternehmensführungspraktiken

Das unternehmerische Handeln der Gigaset AG orientiert sich an den geltenden
Rechtsordnungen in allen Ländern, in denen der Gigaset Konzern tätig ist. Gigaset handelt stets
verantwortungsvoll und gesetzeskonform, wobei von allen Mitarbeitern rechtlich und ethisch
korrektes Verhalten erwartet wird, das das Ansehen des Unternehmens beeinflusst. Ein
ständiger Dialog und enges Monitoring sichern die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften.



22

Das zentrale Regelwerk des Compliance-Systems war bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens
die Gigaset Business Conduct Guidelines. Ein dreiköpfiges Compliance Committee beriet den
Vorstand und überwachte die Einhaltung der Compliance. Zu den Aufgaben des Komitees
gehörten Schulungen, Aufklärung von Verdachtsfällen und Empfehlungen für den Vorstand
sowie der Betrieb einer „Whistleblower-Hotline“ für die Meldung von Compliance-Verstößen.
Hinweise konnten telefonisch, per E-Mail oder anonym über ein Meldeformular abgegeben
werden.

Mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens liegt die Sicherstellung der Compliance beim
Insolvenzverwalter.

7.3 Bericht zur Unternehmensführung

7.3.1 Arbeitsweise und Besetzung des Vorstands

Der Vorstand der Gigaset AG leitete bis zur Eröffnung des vorläufigen Insolvenzverfahrens am
20. September 2023 das Unternehmen eigenverantwortlich. Er handelte nach den gesetzlichen
Bestimmungen, der Satzung und der Geschäftsordnung. Der Vorstand legte Ziele, Strategien und
Richtlinien fest, koordinierte die Aktivitäten und entschied über die Ressourcenverteilung und
finanzielle Steuerung.

Bei mehreren Vorstandsmitgliedern trugen diese gemeinsam die Verantwortung, wobei jedes
Mitglied eigenständig für seinen Bereich verantwortlich war. Entscheidungen über wesentliche
Angelegenheiten wurden gemeinsam getroffen. Der Vorstand traf sich regelmäßig, einberufen
durch den Vorsitzenden oder auf Verlangen eines Mitglieds. Entscheidungen wurden, sofern
gesetzlich nicht anders vorgeschrieben, mit einfacher Mehrheit getroffen.

Der Aufsichtsrat unterstützte den Vorstand bei der Nachfolgeplanung. Wichtige
Auswahlkriterien für Vorstandsmitglieder waren Persönlichkeit, Integrität, Führungsqualitäten,
fachliche Qualifikation, internationale Erfahrung, Branchenkenntnisse und Anpassungsfähigkeit
in einer digitalen Welt. Diversität in Profilen und Erfahrungen wird gefördert, einschließlich
internationaler Erfahrung, Geschlechtervielfalt und Altersmischung.

Mit der Insolvenzantragstellung wurde ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt, der vom
Insolvenzgericht über einen Zustimmungsvorbehalt zur Eingehung von Rechtsgeschäften
verfügte. Der Vorstand konnte somit seitdem nicht mehr über das Vermögen der Gigaset AG
verfügen. Mit Insolvenzeröffnung am 1. Januar 2024 war die Verwaltungs- und
Verfügungsbefugnis auf den Insolvenzverwalter übergegangen, so dass dieser für die Belange
des Insolvenzverfahrens als gesetzlicher Vertreter fungierte. Der Vorstand ist seitdem
insbesondere für die kapitalmarktrechtlichen Verantwortlichkeiten zuständig.

7.3.2 Arbeitsweise und Zusammensetzung des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat überwacht und berät den Vorstand und ist in wesentliche Entscheidungen
eingebunden. Er berät den Vorstand über die strategische Ausrichtung und prüft regelmäßig die
Umsetzung der Geschäftsstrategie. Der Aufsichtsrat ernennt die Vorstandsmitglieder und
definiert deren Aufgabenbereiche. Wichtige Auswahlkriterien für Vorstandsmitglieder sind
Persönlichkeit, Integrität, Führungsqualitäten, fachliche Qualifikation, internationale Erfahrung,
Branchenkenntnisse und Anpassungsfähigkeit.
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Der Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit des Gremiums und führt die Sitzungen. Der
Aufsichtsrat ist über die Geschäftspolitik, Planung und Strategie stets informiert und prüft den
Jahresabschluss und den Lagebericht unter Berücksichtigung der Berichte des Abschlussprüfers.

Der Aufsichtsrat legt konkrete Ziele für seine Zusammensetzung fest und erstellt ein
Kompetenzprofil, das auch Expertise in Nachhaltigkeitsfragen umfasst. Diversität wird bei der
Besetzung des Gremiums angestrebt, um eine vielfältige und umfassende Kompetenzbasis
sicherzustellen. Der Stand der Umsetzung dieser Ziele wird in der Erklärung zur
Unternehmensführung offengelegt.

Der Aufsichtsrat existiert auch nach Insolvenzeröffnung am 1. Januar 2024 weiter, hat jedoch
insolvenzbedingt keine formalen Befugnisse mehr. Jedoch fanden Abstimmungen mit dem
Vorstand und der Insolvenzverwaltung hinsichtlich des weiteren Vorgehens im
Insolvenzverfahren statt.

Anforderungen an die einzelnen Mitglieder des Aufsichtsrats

Mitglieder des Aufsichtsrats müssen sowohl fachlich als auch persönlich qualifiziert sein, um den
Vorstand eines globalen Telekommunikationsunternehmens zu beraten und zu überwachen.

Gute Unternehmensführung: Sie sollen Kenntnisse in den Bereichen Rechnungslegung,
Risikomanagement, interne Kontrollmechanismen, Compliance sowie regulatorische und
rechtliche Fragestellungen besitzen.

Zeitliche Verfügbarkeit und Mandatsbegrenzung: Mitglieder müssen ausreichend Zeit für ihr
Mandat aufbringen können und die Empfehlung des Deutschen Corporate Governance Kodex
zur Begrenzung der Anzahl der Mandate beachten. Der erwartete Zeitaufwand beträgt etwa 18
bis 36 Tage pro Jahr, abhängig von der Beteiligung in Ausschüssen.

Kenntnisse der englischen Sprache: Da die Kommunikation und Unterlagen oft in Englisch sind,
sollten Mitglieder gute Englischkenntnisse besitzen.

Unabhängigkeit: Die Mitglieder sollen unabhängig im Sinne des Deutschen Corporate
Governance Kodex sein, ohne wesentliche Interessenkonflikte. Mehr als die Hälfte der
Anteilseignervertreter sollte unabhängig vom Unternehmen und dem Vorstand sein. Mindestens
ein Vertreter der Anteilseigner sollte unabhängig vom kontrollierenden Aktionär sein. Mitglieder
dürfen keine Funktionen bei wesentlichen Wettbewerbern von Gigaset ausüben oder mehr als
3 % der Stimmrechte eines solchen Wettbewerbers halten.

Zusätzlich sollten die Mitglieder Integrität, ethisches Verhalten, unternehmerisches Verständnis,
Leistungsbereitschaft, soziale Kompetenz, Verhandlungs- und Argumentationsgeschick,
analytische Fähigkeiten und Offenheit für Innovation zeigen.

Anforderungen an den Aufsichtsrat als Gesamtgremium

Der Aufsichtsrat sollte als Gesamtgremium über eine Kombination von Qualifikationen und
Erfahrungen verfügen, um die folgenden Anforderungsprofile abzudecken:

Innovation und F&E: Erfahrung in Forschung und Entwicklung im Telekommunikations- und
Softwarebereich sowie in der Digitalisierung. Kenntnisse in strukturierten Innovationsprozessen.

Branchenerfahrung: Fundierte Kenntnisse der Telekommunikations- und Softwarebranche,
inklusive Entwicklung, Vertrieb, internationale Märkte, Kunden und Wettbewerber.
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Rechnungslegung und Abschlussprüfung: Sachverstand in Rechnungslegung und
Abschlussprüfung, inklusive Nachhaltigkeitsberichterstattung. Mindestens ein Mitglied muss
über spezifisches Wissen in Rechnungslegung und ein weiteres in Abschlussprüfung verfügen.

Finanzen: Expertise in Unternehmensplanung, Corporate Finance, Kapitalmarktthemen und
betriebswirtschaftlichen Prozessen.

Juristische Kompetenz: Fortgeschrittene juristische Kenntnisse in relevanten Bereichen.

Strategie: Erfahrung in Strategieentwicklung, -umsetzung, Change-Management und M&A-
Prozessen.

Internationalität: Kenntnisse und Erfahrungen in internationalen Märkten, die für Gigaset
relevant sind.

Nachhaltigkeit: Fachwissen in den für Gigaset bedeutsamen Nachhaltigkeitsfragen.

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats entspricht seine Zusammensetzung dem definierten
Kompetenzprofil und dem Diversitätskonzept. Die unterschiedlichen Ausbildungs-, Berufs- und
Lebenserfahrungen, die Kenntnisse und Fähigkeiten sowie die Herkunft der drei Mitglieder (in
2025) ergänzen sich gegenseitig. Die Profile der Aufsichtsratsmitglieder sind auf der Internetseite
der Gesellschaft einsehbar.
Der Aufsichtsrat hat die folgende Altersgrenze für die Mitglieder des Aufsichtsrats festgelegt:

Zur Wahl als Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft sollen grundsätzlich nur Personen
vorgeschlagen werden, die das 70. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

7.3.3 Ausführliche Berichterstattung

Gigaset informiert regelmäßig über die Geschäftsentwicklung, Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage sowie Risiken des Unternehmens. Der Vorstand bestätigt die Einhaltung der
Rechnungslegungsgrundsätze. Der Jahresabschluss wird grundsätzlich innerhalb von drei
Monaten nach Geschäftsjahresende veröffentlicht. Zusätzlich informieren Halbjahresberichte
und Quartalsmitteilungen die Aktionäre. Informationen werden über Ad-hoc-Mitteilungen und
die Unternehmenswebsite bereitgestellt.

7.4 Aktiengeschäfte von Vorstand und Aufsichtsrat

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie nahestehende Personen müssen
Eigengeschäfte mit Aktien oder Finanzinstrumenten der Gigaset AG melden, wenn der Wert im
Kalenderjahr 20.000 EUR übersteigt. Im Geschäftsjahr 2025 wurden keine solchen Meldungen
gemäß Art. 19 der Marktmissbrauchsverordnung (EU) Nr. 596/2014 (MAR) eingereicht.
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8. Prognosebericht und Ausblick

Da die Gigaset AG auch im Jahr 2025 keinen laufenden Geschäftsbetrieb mehr unterhält, ist unter
Berücksichtigung des laufenden Insolvenzverfahrens und des noch zu finalisierenden
Fortführungskonzepts mit Investoren eine genaue Prognose für 2026 und Folgejahre nicht möglich. Der
Insolvenzverwalter kann derzeit keine verlässlichen Aussagen zur Entwicklung der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage machen. Die künftigen Schritte hängen von der Ausarbeitung und Umsetzung des
Fortführungskonzepts ab. Es bleibt abzuwarten, wie sich geopolitische und wirtschaftliche
Rahmenbedingungen weiterentwickeln und welche Auswirkungen dies auf die Gigaset AG haben wird.

Die Gigaset AG generiert derzeit keine Umsatzerlöse und sonstige betriebliche Erträge aus
Dienstleistungen mit verbundenen Unternehmen. Das Ergebnis der Gigaset AG bestimmt sich im
Wesentlichen aus Rechts- und Beratungskosten im Rahmen des Insolvenzverfahrens.

9. Abhängigkeitsbericht

Zwar besteht eine Mehrheitsbeteiligung der Goldin Fund Pte. Ltd., Singapur. Dies führte in der
Vergangenheit auch zur Pflicht einer Aufstellung eines Abhängigkeitsberichts. Jedoch entfällt im
Insolvenzfall die Verpflichtung zur Aufstellung eines Abhängigkeitsberichts, da der Insolvenzverwalter
unabhängig von den Einflüssen eines herrschenden Unternehmens handelt.

10. Ereignisse nach dem Bilanzstichtag

Auch nach Scheitern des Insolvenzplans werden weiterhin Gespräche mit potenziellen Investoren zwecks
Sanierung der Gigaset AG geführt.

Münster, 23. September 2026

Dr. Markus Wischemeyer
Rechtsanwalt als Insolvenzverwalter
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Versicherung der gesetzlichen Vertreter

"Es wird nach bestem Wissen versichert, dass gemäß den anzuwendenden
Rechnungslegungsgrundsätzen der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt
und im Lagebericht der Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäftsergebnisses und die
Lage der Gesellschaft so dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild vermittelt wird, sowie die wesentlichen Chancen und Risiken der
voraussichtlichen Entwicklung der Gesellschaft beschrieben sind."

Münster, den 23. September 2026

Dr. Markus Wischemeyer

Rechtsanwalt
als Insolvenzverwalter der Gigaset AG i.L.


